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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Länderfinanzausgleichsgesetzes 1965 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Länderfinanzausgleichsgesetz vom 7. Oktober 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1570), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom . . . (Bundesgesetzbl. IS... .), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Ausgleichsberechtigt sind die Länder, 
deren Steuerkraftmeßzahl im Ausglcichsjahr ihre 
Ausgleichsmeßzahl nicht erreicht.'' 

2. § 4 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Zur Abgeltung der übermäßigen Bela- 
stungen des Landes Schleswig-Holstein werden 
von den Steuereinnahmen dieses Landes vom 
Ausgleichs] ahr 1970 an 25 000 000 DM abgesetzt." 

3. § 4 Abs. 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Von den Steuereinnahmen des Saarlandes 
werden vom Ausgleichsjahr 1970 an jährlich 
45 000 000 DM abgesetzt." 

4. In § 6 Abs. 3 wird Satz 2 durch folgenden Satz 
ersetzt: 

„Für Gemeinden mit mehr als 500 000 Einwoh- 
nern werden dem Land darüber hinaus 


bei einer Dichte von 1500 bis 2000 Einwohnern 
je Quadratkilometer 2 vom Hundert der Ein- 
wohnerzahl, 

bei einer Dichte von 2000 bis 3000 Einwohnern 
je Quadratkilometer 4 vom Hundert der Ein- 
wohnerzahl, 

bei einer Dichte von mehr als 3000 Einwohnern 
je Quadratkilometer 6 vom Hundert der Ein- 
wohnerzahl 

hinzugerechnet." 


5. In § 7 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „95 vom 
Hundert" gestrichen. Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Hierbei werden als Ausgleichszuweisungen fest- 
gesetzt 

a) der Betrag, der an 91 vom Hundert der Aus- 
gleichsmeßzahl fehlt, mit 100 vom Hundert; 

b) von dem Betrag, der von 91 bis 100 vom 
Hundert der Ausgleichsmeßzahl fehlt, 40 vom 
Hundert." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft. 
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Drucksache V/3967 


Begründung 


I. Allgemeines 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß der Länder- 
finanzausgleich intensiviert werden muß. Er hat 
diese Auffassung bereits bei seiner Stellungnahme 
zum Entwurf des Finanzreformgesetzes zum Aus- 
druck gebracht. In seinem Beschluß vom 4. Oktober 
1968 zum Entwurf des Länderfinanzausgieichsgeset- 
zes für das Jahr 1969 (Drucksache V/3333) ist die Not- 
wendigkeit einer Intensivierung vom Bundesrat 
bestätigt und durch folgende Grundsätze konkreti- 
siert worden: 

1. Beibehaltung der Trennung zwischen vertikalem 
und horizontalem Finanzausgleich, 

2. Einbeziehung der sogenannten toten Zone (95 bis 
100 V. H. der Ausgleichsmeßzahl) in angemesse- 
nem Umfang in den Finanzausgleich, 

3. Beachtung des in Artikel 107 Abs. 2 GG ent- 
haltenen Nivellierungsverbots. 

Der Bundesrat hat sich — unbeschadet der an die 
Bundesregierung gerichteten Bitte, alsbald eine 
Novelle für das Ausgleichsjahr 1970 einzubringen — 
Vorbehalten, seinerseits einen Initiativgesetzentwurf 
vorzulegen, was hiermit geschieht. 


II. Grundsätze für die Neuregelung 

Der Gesetzentwurf knüpft weitgehend an das vor- 
handene System des Länderfinanzausgleichs an. Der 
Bundesrat ist bei seinen Überlegungen mit der Troe- 
ger-Kommission in ihrem Gutachten und der Bun- 
desregierung davon ausgegangen, daß sich das bis- 
herige System des Länderfinanzausgleichs — abge- 
sehen von der Notwendigkeit einer Intensivierung — 
bewährt hat (vgl. Tz. 284 des Troeger-Gutachtens 
und Vorschlag der Bundesregierung zu Artikel 107 
GG) und daher beibehalten werden sollte. 

Entsprechend der ablehnenden Haltung des Bundes- 
rates zum großen Steuerverbund liegt dem Gesetz- 
entwurf ein weiter bestehender kleiner Steuerver- 
bund (Beschränkung der Verbundsteuern auf die 
Einkommen- und Körperschaftsteuer) zugrunde. 

Im übrigen sind folgende Änderungen vorgesehen: 

1. Mit der Neuregelung wird die Finanzkraft der 
leistungsschwachen Länder von zur Zeit grund- 
sätzlich 91 V. H. des Länderdurchschnitts auf 
grundsätzlich 94, 6 v. H. des Länderdurchschnitts 
angehoben. Hierdurch ergibt sich eine Erhöhung 
der nach der derzeitigen Sleuerschätzung für 
1970 zu erwartenden Finanzausgleichsmasse von 
2 037,0 Mio DM um 580,4 Mio DM auf 2 617,4 
Mio DM (Istergebnis 1967 — 1 739 Mio DM). 
Mit dieser entscheidenden Aufstockung der Aus- 


gleichsmasse wird es möglich sein, die nur für 
das Jahr 1969 vorgesehenen Sonderzuweisungen 
der leistungspflichtigen Länder sowie die Er- 
gänzungszuweisungen des Bundes von zusam- 
men 390 Mio DM in den Länderfinanzausgleich 
einzubauen und gleichzeitig eine zusätzliche er- 
hebliche Besserstellung der finanzschwachen 
Länder von 190,4 Mio DM zu erreichen. 

Die Auffüllung der Finanzkraft der leistungs- 
schwachen Länder auf mindestens 94,6 ”/o des 
Länderdurchschnitts wird dadurch erreicht, daß 

a) die bis zu 91 Uo des Länderdurchschnitts 
fehlende Finanzkraft voll ausgeglichen und 

b) die fehlende Finanzkraft zwischen 91 und 
lOO^/d des Länderdurchschnitts mit 40 ‘Lo aus- 
geglichen wird. 

Damit ist die sogenannte tote Zone in den Aus- 
gleich einbezogen. 

2. Das Saarland würde nach geltendem Recht ab 
1970 den bisherigen Sonderabgeltungsbetrag von 
35 Mio DM nicht mehr erhalten. In Anbetracht 
der besonderen Situation des Saarlandes er- 
scheint es nicht nur notwendig, weiterhin einen 
Sonderabgeltungsbetrag vorzusehen, sondern 
den bisherigen Betrag um 10 Mio DM auf 45 Mio 
DM zu erhöhen. 

3. Im Rahmen der Neuordnung erscheint es ver- 
tretbar, Schleswig-Holstein trotz rückläufiger 
Flüchtlings- und Kriegsfolgelasten weiterhin 
einen Sonderabgeltungsbetrag in Höhe von 25 
Mio DM (bisher 30 Mio DM) zuzuerkennen. 

4. Bei einer Neugestaltung des Länderfinanzaiis- 
gleichs ergibt sich ferner die Notwendigkeit einer 
stärkeren Berücksichtigung der mit Verdichtungs- 
räumen verbundenen Belastungen. Die derzeitige 
Regelung des erhöhten Ansatzes der Einwohner- 
zahl nach Gemeinde-Größenklassen für den Real- 
steueransatz trägt der Einwohnerdichte in den 
Ballungszentren nicht in ausreichendem Maße 
Rechnung, Für Jede Gemeinde mit mehr als 
500 000 Einwohnern soll deshalb das betreffende 
Land einen Zuschlag erhalten, der 

bei einer Dichte von 1500 bis 2000 Ein- 
wohnern Je qkm 2 v. H. 

der Einwohnerzahl, 

bei einer Dichte von 2000 bis 3000 Ein- 
wohnern Je qkm 4 v. H. 

der Einwohnerzahl, 

bei einer Dichte von über 3000 Ein- 
wohnern je qkm 6 v.?I. 

beträgt. Der Sonderzuschlag für die Hansestädte 
Bremen und Hamburg kann damit künftig ent- 
fallen. 
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III. Auswirkungen 

1. Die vorgesdilagenen Maßnahmen führen im 
Jahre 1970 (auf der Basis des bestehenden klei- 
nen Steuerverbundes) für die einzelnen Länder 
zu den Veränderungen, wie sie sidi aus der 
Übersicht 1 ergeben. Die Ausgleidisbeiträge ( — ) 
bzw. die Ausgleichszuweisungen (+) werden sich 
wie folgt ändern: 


Land 

Ausgleich« 

nach neuem 
Recht 1970 

in Millic 

ileistungen 

nach 

geltendem 

Recht 

men DM 

Verbesserung 
(+) bzw. 
Vershlechle- 
rung (-) 
gegenüber 
geltendem 
Recht 

Nordrhein-Westfalen . 

- 563,4 

- 446,0 

-117,4 

Baden- Württemberg . . 

- 634,8 

- 495,1 

-139,7 

Hessen 

- 647,2 

- 507,1 

-140,1 

Hamburg 

~ 745,3 

- 572,0 

-173,3 

Bremen 

~ 26,7 

- 16,8 

- 9,9 


-2 617,4 

-2 037,0 

-580,4 

Bayern 

+ 251,9 

+ 111,9 

+ 140,0 

Niedersachsen 

+ 1 009,0 

+ 793,3 

+ 215,7 

Rheinland-Pfalz 

+ 535,6 

+ 425,9 

1 +109,7 

Schleswig-Holstein 

+ 509,4 

+ 438,7 

j + 70,7 

Saarland 

+ 311,5 

+ 267,2 

i + 44,3 

insgesamt . . . 

+2617,4 

±2 617,4 

+2 037,0 

±2 037,0 

+580,4 

±580,4 


Danach ergeben sich für die Finanzkraft der einzelnen Länder nach 
den Maßstäben des Länderfinanzausgleidis die folgenden Werte: 


Land 

! 

Steuerkraft in v. H. 
der Ausgleichs- 
meßzahl 

Steuerkraft (in DM 
je Einwohner) 
in V. H. des 
Länderdurchschnitts 


vor 1 nach 

Länder- 
finanzausgleich 

vor 1 nach 
Länder- 
finanzausgleich 

Nordrhein-Westfalen . 

. . . 106,1 

102,2 

105,3 

101,4 

Baden- Württemberg . . 

... 112,7 

104,0 

110,9 

102,4 

Hessen 

... 119,4 

105,0 

117,7 

103,5 

Hamburg 

. . . ; 144,3 

108,7 

189,0 

142,3 

Bremen 

. . . 105,3 

101,9 

127,7 

123,6 

Bayern 

. . 1 92,8 

95,7 

91,5 

94,3 

Niedersachsen 

77,7 

94,6 

76,4 

93,1 

Rheinland-Pfalz 

77,2 

94,6 

75,8 

92,8 

; Schleswig-Holstein . . . 

70,7 

94,6 

69,6 

93,2 

1 Saarland 

.... 62,3 

94,6 

61,2 

92,9 
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2. Die vorstehenden Übersichten geben das tat- 
sächliche Ausmaß der Verbesserung und des 
damit verbundenen Abbaus der Steuerkraftunter- 
schiede nur sehr unvollkommen wieder. Sie 
gehen von einer durch mehrere Sonderfaktoren 
manipulierten Steuerkraft aus und beziehen über- 
dies die Realsteuern der Gemeinden teilweise in 
die Betrachtung ein, obwohl diese Einnahmen der 
Gemeinden den Länderhaushalten nicht zugute 
kommen. Die Praxis zeigt, daß in der Regel einer 
hohen Realsteuerkraft der Gemeinden ein ent- 
sprechend erhöhter Finanzbedarf gegenübersteht, 
so daß eine hohe Kommunalsteuerkraft im Ergeb- 
nis nicht zu einer Entlastung der betreffenden 
Länder im kommunalen Finanzausgleich führt. 
Um die Auswirkungen der Intensivierung des 
Finanzausgleichs für die Haushalte der einzelnen 
Länder sichtbar zu machen, muß daher das Lan- 
dessteueraufkommen, aus dem die Leistungen 
des Länderfinanzausgleichs letztlich erbracht wer- 
den, vor und nach Durchführung des Länder- 
finanzausgleichs verglichen werden. Dabei ergibt 
sich folgendes Bild: 


Land 



Aufkommen 
an Landessteuern 
in DM 

je Einwohner 
in V. H. 
des 

Länderdurchschnitts 

vor I nach 
Länder- 
finanzausgleich 


1 Nordrhein-Westfalen 

104,6 

100,1 

' Baden-Württemberg 

110,3 

100,3 

Hessen 

1 119,0 

102,3 

Hamburg 

198,0 

143,2 

1 

Bremen 

1 131,6 

i 

126,8 ' 

1 

Bayern 

91,1 

1 

94,5 ; 

Niedersachsen 

! 75,4 

95,0 : 

Rheinland-Pfalz 

' 74,1 

94,1 ’ 

Schleswig-Holstein 

70,2 

97,8 ^ 

Saarland 

65,8 

103,0 


Dieser Vergleich zeigt, daß durch die vorge- 
schlagene Ausweitung des Länderfinanzaus- 
gleichs bereits eine weitgehende Annäherung 
der Finanzkraft der Länder erreicht wird, so daß 
jede weitere Verbesserung zwangsläufig einen 
Verstoß gegen das Nivellierungsverbot der Ver- 
fassung zur Folge haben müßte. Bereits jetzt 
tritt eine nicht unbedenkliche Verschiebung in 
der Reihenfolge der Finanzkraft der Länder ein. 

3. Die Länder haben sich mit dem vorliegenden 
Entwurf auf eine Konzeption geeinigt, durch die 
eines der Ziele der Finanzreform, nämlich die 
Intensivierung des Länderfinanzausgleichs, er- 
reicht werden kann. 


Ein weiteres wichtiges Ziel der Finanzreform ist 
die Verstärkung der kommunalen Finanzkraft. 
Der Bundesrat erwartet nunmehr, daß der Bund 
hierzu einen erheblich größeren Beitrag leistet, 
als er dies bislang beabsichtigte. Nach den bis- 
herigen Planungen des Bundes soll die Ver- 
besserung der kommunalen Finanzausstattung 
vorwiegend auf Kosten der Länder erfolgen. Da- 
mit wäre aber den Gemeinden nicht gedient, da 
die Länder — wenn sie ihre Einnahmeausfälle 
nicht durch drastische Verminderung vordring- 
licher Bildungsausgaben auffangen wollen — 
zwangsläufig in entsprechender Höhe Landes- 
leistungen an die Gemeinden kürzen müßten. 
Dieser Zusammenhang wurde vom Bund offenbar 
nicht gesehen. Der Bundesrat hält es für geboten, 
daß der Bund die notwendige weitere Verstär- 
kung der Gemeindefinanzmasse allein trägt. Ein 
höherer Beitrag des Bundes für die Verwirk- 
lichung der Gemeindefinanzreform ist um so 
mehr angemessen, als sich der Bund in den letz- 
ten Jahren durch Steuerrechtsänderung beträcht- 
liche Mehreinnahmen verschafft hat, während 
die Länder nur geringfügig berücksichtigt wor- 
den sind: So entstehen durch die Steuergesetz- 
gebung des Bundes seit 1. Januar 1966 im Rech- 
nungsjahr 1969 Mehreinnahmen in Höhe von 
6720 Mio DM, an denen der Bund mit 6231 Mio 
DM, also mit 94 Vo, die Länder aber nur mit 
489 Mio DM, also mit nur 6 Vo beteiligt sind. 


I IV. Zu den Einzelvorschriften 

I 

' Zu Nummer 1 

; Mit der Einbeziehung der sogenannten toten Zone 
' in den Finanzausgleich entfällt die Beschränkung der 
j Ausgloichsberechtigung lediglich für solche Länder, 
' deren Steiierkraftmeßzahl 95 Vo ihrer Aiisgleichs- 
meßzahl nicht erreicht. 


Zu Nummer 2 

Unter den leistungsschwachen Ländern soll dem 
Land Schleswig-Holstein eine Sonderstellung er- 
halten bleiben. Im Hinblick auf die rückläufigen 
Flüchtlings- und Kriegsfolgelasten erscheint jedoch 
die Herabsetzung des Sonderabgeltungsbetrages 
von 30 Mio DM auf 25 Mio DM vertretbar. 


Zu Nummer 3 

Die finanziell und strukturell schwierige Lage des 
Saarlandes läßt nicht nur die Weitergewährung des 
Sonderabgeltungsbetrages von 35 Mio DM, sondern 
dessen Erhöhung um 10 Mio DM auf 45 Mio DM 
vom Jahre 1970 an geboten erscheinen. Das Saar- 
land ist mit Ausgaben weiter stark belastet, die sich 
aus der noch nicht abgeschlossenen Aus- und Ein- 
gliederung ergeben, und darüber hinaus durch seine 
einseitig auf Kohle und Stahl abgestellte Wirt- 
schaftsstruktur benachteiligt. Hiervon abgesehen hat 
das Saarland die hohen Belastungen mit den laufen- 
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den Kosten der Universität Saarbrücken zu tragen, 
wobei sich als Folge der niedrigen Bevölkerungs- 
zahl des Landes eine weit überdurchschnittlich hohe 
Pro-Kopf-Belastung ergibt. 

Zu Nummer 4 

Mit der erhöhten Wertung der Einwohnerzahl nach 
Satz 1 wird vorwiegend der Größe einer Gemeinde 
Rechnung getragen, weniger jedoch auch deren Ein- 
wohnerdichte und den hiermit verbundenen Be- 
lastungen. Die für Gemeinden über 500 000 Ein- 
wohner getroffene zusätzliche Regelung sieht einen 
gestaffelten Zuschlag auf die Einwohnerzahl nach 
der Einwohnerdichte je Quadratkilometer vor, mit 
dem der erhöhte Finanzbedarf der Ballungsgebiete 
Berücksichtigung findet. Der Sonderzuschlag von 


10 V. H. auf die Einwohnerzahl für die Hansestädte 
Bremen und Hamburg kann durch die Neuregelung 
entfallen. 

Zu Nummer 5 

Die Änderung in Satz 1 ergibt sich durch die Ein- 
beziehung der sogenannten toten Zone in den Fi- 
nanzausgleich. 

Mit dem vollen Ausgleich der fehlenden Finanzkraft 
bis zu 91 V. H. des Länderdurchschnitts und dem 
Ausgleich von 40 v. H. der zwischen 91 und 100 v. H. 
des Länderdurchschnitts fehlenden Finanzkraft nach 
Satz 2 wird insgesamt eine Auffüllung der Finanz- 
kraft der leistungsschwachen Länder grundsätzlich 
auf 94,6 V. H. des Länderdurchschnitts erreicht. 


6 




Drucksache V/3967 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Modellberechnung für eine Neuregelung des Länderfinanzausgleichs 1970 

(ohne Berücksichtigung der Gemeindefinanzreform) 

in Millionen DM 



Nordrhein- 

Bayern 

Baden- 

Nieder- 


Westfalen 

Württemberg 

j Sachsen 


1 1 

1 2 1 

3 

1 4 

Einwohnerwertung in 1 000 





zum Ausgleich der Länderstellen 

16 832,2 

10 256,2 

8 547,8 

6 981,6 

zum Ausgleich der Realsteuern 

18 912,7 

11 000,6 

9 101,8 

7 423,1 

Steuern der Länder 





(65 V. H. Einkommen- und Körperschaft- i 
Steuer und Ländersteuern) 

13 022,5 

6 913,0 

6 972,3 

3 895,0 

Abgeltung von Sonderbelastungen 




- 6,0 

Ländersteuern im Finanzausgleich 1970 . . . . 

13 022,5 

6 913,0 

6 972,3 

3 889,0 

Realsteueransatz 1970 (nach geltendem Recht) 

2 364,2 

1 232,3 

1 260,8 

745,4 

Steuerkraftmeßzahl 

15 386,7 

8 145,3 

8 233,1 

4 634,4 

Meßzahl zum Ausgleich 





der Ländersteuern (726 381 DM) 

12 226,6 

7 449,9 

6 208,9 

5 071,3 

der Realsteuern (120 458 DM) ^) 

2 278,2 

1 325,1 

1 096,4 

894,2 

Ausgleichsmeßzahl 

14 504,8 

8 775,0 

7 305,3 

5 965,5 

Überschüsse ( + ), Fehlbeträge ( — ) 

4- 881,9 

- 629,7 

+ 927,8 

-1 331,1 

Fehlbetrag von 91 bis 100 v. H 


629,7 


536,9 

bis 91 V. H 


— 


794,2 

Überschuß bis 110 v.H 

881,9 


730,5 


abzüglich V 4 

~ 220,5 


- 182,6 


über 1 10 V. H 

— 


197,3 


Ausgleichspflichtige Überschüsse 

661,4 


745,2 


Ausgleich 





von 91 bis 100 v. H. zu 40 v. H 


4- 251,9 


+ 214,8 

bis 91 V. H. zu 100 v. H 


— 


+ 794,2 

Beiträge (85,1824 v. H.) 

- 563,4 


- 634,8 


Beiträge und Zuweisungen insgesamt 

! ■ 

1 - 563,4 

i 

-f 251,9 

- 634,8 

+ 1 009,0 


h unter Berücksichtigung der besonderen Wertung der Gemeinden mit mehr als 500 000 Einwohnern 
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Drucksache V/3967 

Übersicht 1 
Blatt 1 


Hessen 

Rheinland- 

Pfalz 

Schleswig- 
I lolstein 

Saarland 

j Hamburg 

Bremen | 

insgesamt 

5 

ö 

I 7 

8 

1 9 

1 10 

11 

5 249,7 

3 620,4 

2 488,9 

1 131,8 

2 483,5 

938,1 

58 530,2 

5 655,7 

3 775,4 

2 661,1 

1 190,8 

2 383,6 

904,8 

63 009,6 

4 618,5 

1 984,3 

1 291,3 

550,6 

2 693,2 

730,5 

42 671,2 



- 25,0 

- 45,0 

- 55,0 

- 25,0 

- 156,0 

4 618,5 

1 984,3 

1 266,3 

505,6 

2 638,2 

705,5 

42 515,2 

748,3 

398,1 

237,8 

96,3 

380,1 

126,7 

7 590,0 

5 366,8 

2 382,4 

1 504,1 

601,9 

3 018,3 

832,2 

50 105,2 

3 813,3 

2 629,8 

1 807,9 

822,1 

1 804,0 

681,4 

42 515,2 

681,3 

454,8 

320,6 

143,4 

287,1 

108,9 

i 7 590.0 

4 494,6 

3 084,6 

2 128,5 

965,5 

2 091,1 

790,3 

50 105,2 

4- 872,2 

- 702,2 

- 624,4 

- 363,6 

4- 927,2 

4- 41,9 

± 3 651,0 


277,6 

191,6 

86,9 



1 722,7 


424,6 

432,8 

276,7 



1 928,3 

449,5 




209,1 

41,9 

2 312,9 

- 112,4 




- 52,3 

- 10,5 

- 578,3 

422,7 




718,1 

— 

1 338,1 

759,8 




874,9 

31,4 

3 072,7 


+ 111,0 

4- 76,6 

4- 34,8 



4- 689,1 


4- 424,6 

-f 432,8 

4- 276,7 



4- 1 928,3 

- 647,2 




- 745,3 

- 26,7 

- 2 617,4 

~ 647,2 

4 535,6 

+ 509,4 

4- 311,5 

- 745,3 

- 26,7 

± 2 617,4 
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Absolute Zahlen 

in Millionen DM 



Nordrhein- 

Westfalen 

Bayern 

Baden- 

Württemberg 

Niedersachsen 

! 

1 1 

1 

1 3 1 


4 

! 

Einwohner zum 30. Juni 1967 in 1000 

16 832,2 

10 256,2 

8 547,8 


6 981,6 

j 

a) Steuerkraft in v. H. der Ausgleichsmeßzahl 

Ausgleichsmeßzahl 

14 504,8 

8 775,0 

7 305,3 


5 965,5 

Steuerkraftmeßzahl 

15 386,7 

8 145,3 

8 233,1 


4 634,4 

in V. H 

106,1 

92,8 

112,7 


77,7 

Steuerkraftmeßzahl 

, 15 386,7 

8 145,3 

8 233,1 


4 634,4 

+ Beiträqe/Zuweisungen 

- 563,4 

+ 251,9 

- 634,8 

-f 

1 009,0 

zusammen 

14 823,3 

8 397,2 

7 598,3 


5 643,4 

in V. H 

102,2 

95,7 

104,0 


94,6 

b) Steuerkraft (in DM/Einwohner) in v. H. 
des Länderdurchschnitts 






Steuerkraftmeßzahl 

15 386,7 

8 145,3 

8 233,1 


4 634,4 

1 in DM je Einwohner 

914,12 

794,18 

963,18 


663,80 

' in V. H. Länderdurchschnitt 

105,3 

91,5 

110,9 


76,4 

Steuerkraftmeßzahl 

15 386,7 

8 145,3 

8 233,1 


4 634,4 

+ Beiträge/Zuweisungen ' 

' ~ 563,4 

J' 251,9 

- 634,8 


1 009,0 

1 

zusammen 

1 14 823,3 

8 397,2 

7 598,3 


5 643,4 

' in DM je Einwohner 

880,65 

818,74 

888,92 


808,32 

! in V. H. Länderdurchschnitt 

101,4 

94,3 

102,4 


93,1 

c) Ländersteuern (in DM/Einwohner) in v. H. 
des Länderdurchschnitts 






Ländersteuern im FA 

(ohne Berücksichtigung der Sonderlasten) 

13 022,5 

6 913,0 

6 972,3 


3 895,0 

1 in DM je Einwohner 1 

773,67 

674,03 

815,68 


557,90 

in V. H. Länderdurchschnitt 

104,6 

91,1 

110,3 


75,4 

Ländersteuern wie oben 

13 022,5 

6 913,0 

6 972,3 


3 895,0 

+ Beiträge/Zuweisungen 

- 563,4 

+ 251,9 

- 634,8 

-f 

1 009,0 

zusammen 

12 459,1 

7 164,9 

6 337,5 


4 904,0 

in DM/Einwohner 

i 740,19 

1 

698,59 

741,42 


702,42 

in V. H. Länderdurchschnitt 

100,1 

94,5 

100,3 


95,0 
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Übersicht 1 
Blatt 2 


Hessen 

Rheinland- 
Pfalz j 

Schleswig- 

Holstein 

1 Saarland 

1 

Hamburg 

Bremen 

insgesamt 

5 1 

1 6 I 

7 

1 ' 

8 ! 

9 i 

10 1 

11 

5 249,7 

3 620,4 

2 488,9 


1 131,8 

1 839,6 

750,5 

57 698,7 

4 494,6 

3 084,6 

2 128,5 


965,5 

2 091,1 

790,3 

50 105,2 

5 366,8 

2 382,4 

1 504,1 


601,9 

3 018,3 

832,2 

50 105,2 

119,4 

77,2 

70,7 


62,3 

144,3 

105,3 

100,0 

5 366,8 

2 382,4 

1 504,1 


601,9 

3 018,3 

832,2 

50 105,2 

- 647,2 

+ 535,6 

+ 509,4 

"f* 

311,5 

- 745,3 

- 26,7 

± 2 617,4 

4 719,6 

2 918,0 

2 013,5 


913,4 

2 273,0 

805,5 

50 105,2 

105,0 

94,6 

94,6 


94,6 

108,7 

101,9 

100,0 

5 366,8 

2 382,4 

1 504,1 


601,9 

3 018,3 

832,2 

50 105,2 

1 022,30 

658,05 

604,32 


531,81 

1 640,74 

1 108,86 

868,39 

117,7 

75,8 

69,6 


61,2 

189,0 

127,7 

100,0 

5 366,8 

2 382,4 

1 504,1 


601,9 

3 018.3 

832,2 

50 105,2 

- 647,2 

+ 535,6 

+ 509,4 


311.5 

- 745,3 

26,7 

± 2 617,4 

4 719,6 

2 918,0 

2 013,5 


913,4 

2 273,0 

805,5 

50 105,2 

899,02 

805,99 

808,99 


807.03 

1 235,59 

1 073,28 

868,39 

103,5 

92,8 

93,2 


92,9 

142,3 

123,6 

100,0 

4 618,5 

1 984,3 

1 291,3 


550,6 

2 693,2 

730,5 

42 671,2 

879,76 

548,09 

518,82 


486,48 

1 464,01 

973,35 

739,55 

119,0 

74,1 

70,2 


65,8 

198,0 

131,6 

100,0 

4 618,5 

1 984,3 

1 291,3 


550,6 

2 693.2 

730,5 

42 671,2 

- 647,2 

+ 535,6 

+ 509,4 

+ 

311,5 

- 745,3 

- 26,7 

± 2 617,4 

3 971,3 

2 519,9 

1 800,7 


862,1 

1 947,9 

703,8 

42 671,2 

756,48 

696,03 

723,49 


761,71 

1 058,87 

937,77 

739,55 

102,3 

94,1 

97,8 


103,0 

143,2 

126,8 

100,0 
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Anlage 2 


Stellungnahme der Bundesregierung 


Die Bundesregierung leitet den Gesetzentwurf des 
Bundesrates dem Bundestag mit der Bemerkung zu, 
daß er ihr nicht geeignet erscheint, für die notwen- 
dige Neugestaltung des Finanzausgleichs eine ange- 
messene Lösung zu bieten. 

1. Die Bundesregierung hält es für notwendig, daß 
zunächst der Abschluß des Gesetzgebungsverfah- 
rens über die Finanzreform abgewartet wird, ehe 
über das Durchführungsgesetz über den Finanz- 
ausgleich verhandelt wird. 

Der Gesetzentwurf des Bundesrates geht von dem 
kleinen Steuerverbund aus und steht somit nicht 
im Einklang mit dem Beschluß des Bundestages 
zu Artikel 106 GG. 

Weiter hält er an der bisherigen Fassung des 
Artikels 107 GG fest, die nach dem Beschluß des 
Bundestages entfallen soll. 

Schon aus diesen Gründen muß die Bundesregie- 
rung der Gesetzesvorlage widersprechen. 

2. Zum Inhalt des Vorschlages ist auf folgendes hin- 
zuweisen: 

Der Gesetzentwurf sieht als wichtigste Änderung 
vor, daß die Steuereinnahmen der leistungs- 
schwachen Länder auf 91 v. H. der Ausgleichs- 


meßzahl voll aufgefüllt werden, und daß der 
Fehlbetrag zwischen 91 und 100 v. H. der Aus- 
gleichsmeßzahl zu 40 V. H. gedeckt wird. Außer- 
dem ist die Einwohnerwertung im Realsteueraus- 
gleich zugunsten von Nordrhein-Westfalen geän- 
dert und die Abgeltung von Sonderlasten für 
Schleswig-Holstein um 5 Mio DM verkürzt und 
für das Saarland um 10 Mio DM erhöht und bis 
auf weiteres verlängert. 

Die Auswirkung dieser Änderungen ist in der 
Begründung unter IIL 1. nur in der Form darge- 
stellt, daß die Neuregelung mit der Regelung von 
1968, also mit der Auffüllung der Steuereinnah- 
men der leistungsschwachen Länder auf 91 v. H. 
verglichen wird. Der Vergleich muß aber zu 1969 
gezogen werden. Er darf den für dieses Jahr vor- 
gesehenen Sonderaiisgleich unter den Ländern 
in Höhe von 200 Mio DM nicht außer Betracht 
lassen. Ferner ist zu berücksichtigen, daß die 
Neuregelung auch einen Ausgleich für den Weg- 
fall der als Zwischenlösung gezahlten Ergän- 
zungszuweisungen (190 Mio DM) und Struktur- 
hilfen (30 Mio DM) des Bundes bieten muß. 

Wenn man diese Leistungen in systemgerechter 
Weise mit einbezieht, so sind die vom Bundes- 
rat nachgewiesenen Änderungen folgendermaßen 
zu ergänzen; 



Ände- 
rung 
gegen- 
über 1968 

Sonder- 

ausgleich 

1969 

Bundes- 

. 

Zuwei- 

sungen 

1969 

Ände- 
rung 
gegen- 
über 1969 



Millionen DM 


Nordrhein-Westfalen . 

-117,4 

+ 46,0 


- 71,4 

Baden-Württemberg . . 

“139,7 

+ 51,1 


- 88,6 

Hessen 

-140,1 

+ 52,3 


- 87,8 

Hamburg 

-173,3 

+ 59,0 


-114,3 

Bremen 

- 9,9 

+ 1,8 


- 8,1 

Ausgleichspflichtige 
Länder 

-580,4 

+ 210,2 


-370,2 ! 

Bayern 

+ 140,0 

- 28,0 

• 40,0 

+ 72,0 

Niedersachsen 

+ 215,7 

- 89,5 

- 83,0 

+ 43,2 j 

^ Rheinland-Pfalz 

+ 109,7 

+ 70,7 

- 46,3 

- 31,9 

- 48,0 

- 36,0 

-I- 15,4 

+ 2,8 : 

Schleswig-Holstein . . . 

Saarland 

+ 44,3 

- 14,5 

- 13,0 

+ 16,8 j 

Ausgleichsberechtigte 
Länder ' 

+ 580,4 

- 210,2*) 

-220,0 

! 

-1-150,2 


*) Der Betrag ergibt sich aus der systemgerechten Weiterrechnung des 
Sonderausgleichs für 1969 in Höhe von 200 Mio DM. 
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Die Mehrbelastung der leistungsfähigen Länder 
gegenüber 1969 beträgt hiernach nicht 580,4 Mio DM, 
sondern nur 370,2 Mio DM und die Einnahmever- 
besserungen für die leistungsschwachen Länder ver- 
ringern sich durch den Wegfall der Bundeszuweisun- 
gen sogar auf 150,2 Mio DM. Von den Einnahmever- 
besserungen entfallen fast die Hälfte auf Bayern, 
aber nur 2,8 Mio DM auf Schleswig-Holstein. Dieses 
Ergebnis kann nicht befriedigen. 

In der Begründung des Gesetzentwurfs ist unter 
III. 2. ferner dargestellt, wie sich der Länderfinanz- 
ausgleich, der einen Ausgleich der unterschiedlichen 
Steuereinnahmen der Länder und einen Ausgleich 
der unterschiedlichen Realsteuerkraft der Gemein- 
den umfaßt, allein auf die Länderhaushalte auswirkt. 
Dieser Darstellung ist entgegenzuhalten, daß die 
Finanzkraft und der Finanzbedarf der Gemeinden 
gemäß Artikel 106 Abs. 8 und Artikel 107 Abs. 2 GG 
im Finanzausgleich zu berücksichtigen sind, und daß 
es systemwidrig ist, die gesamten Finanzausgleichs- 
leistungen allein auf die Landessteuern zu beziehen. 
Andererseits ist zu der geltenden Regelung festzu- 
stellen, daß der Ausgleich der unterschiedlichen 
Realsteuerkraft der Gemeinden unzureichend ist, 
weil nicht die volle, sondern eine gekürzte Real- 


steuerkraft angesetzt wird (vgl. § 5 Abs. 5 LFAG) 
und in Verbindung hiermit die im Realsteueraus- 
gleich geltende Einwohnerwertung sehr niedrig ge- 
halten ist (vgl. § 6 Abs. 3 LFAG). Bei einer Neu- 
regelung des Finanzausgleichs, die künftig auch den 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und die 
Gewerbesteuerumlage zu berücksichtigen hat, wird 
eine Neuberechnung der Steuerkraft der Gemeinden 
und eine Neugestaltung der Einwohnerwertung in 
der Berechnung des entsprechenden Steuerbedarfs 
der Gemeinden notwendig sein. 

Die Begründung des Gesetzentwurfs enthält schließ- 
lich unter III. 3. Ausführungen zur Verstärkung der 
kommunalen Finanzmasse. Der Forderung, daß der 
Bund die notwendige weitere Verstärkung der Ge- 
meindefinanzmasse allein trägt, muß widersprochen 
werden. Hierzu ist darauf hinzuweisen, daß nach 
der neuesten Schätzung der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer für 1969 und 1970 die Länder 
mit erheblichen Steuermehreinnahmen rechnen kön- 
nen. 

über die Frage ist aber nicht in diesem Zusammen- 
hang, sondern bei der Festsetzung des Beteiligungs- 
verhältnisses an den Gemeinschaftsteuern zu ent- 
scheiden. 
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